
Vernetzung und Versorgungssicherheit
im Gemeindepsychiatrischen Verbund

Aspekte übergreifender Steuerung 



Unter ‚Gemeindepsychiatrischen Verbünden’ werden regionale Zusammenschlüsse
von Anbietern psychiatrischer Hilfeleistungen verstanden, die sich für die Förderung
bedarfsgerechter Hilfen für psychisch kranke Menschen in ihren jeweiligen Regionen
durch verbindliche einzelfallbezogene Kooperation und die Bereitschaft zur
Sicherstellung von Hilfeleistungen für psychisch kranke Menschen unabhängig von
der Art, Schwere oder Dauer der Erkrankung einsetzen.

Aus der Satzung:



1. Der GPV ist ein verbindlicher Zusammenschluss der wesentlichen Leistungserbringer 
einer definierten Versorgungsregion.

2. Innerhalb einer definierten Region übernimmt der GPV die Verpflichtung zur 
Organisation umfassender psychiatrischer Hilfen.

3. …
4. Der GPV sichert die bedarfsgerechten Hilfen in den Bereichen Beratung, Behandlung, 

Rehabilitation und Teilhabe, Pflege sowie Prävention und Gesundheitsförderung für 
die o. g. Zielgruppe.

Aus den Qualitätsstandards:



5. Die Mitglieder des GPV verpflichten sich zur einzelfallbezogenen Kooperation mit 
folgenden Grundsätzen (Auszüge):
• Es gibt eine gemeinsame umfassende und individuelle Hilfeplanung (z. B. Teilhabe-

,Gesamt-, Behandlungsplanung) aller notwendigen Leistungen im Einzelfall.
• Die Hilfeplanung ist einrichtungsübergreifend und leistungsbereichsübergreifend.
• Zur Beratung und Koordination der Hilfen im Einzelfall existiert eine Konferenzstruktur.

Aus den Qualitätsstandards:



Die für die psychiatrische Behandlung zuständigen Krankenhäuser sind regelhaft 
Bestandteil des Gemeindepsychiatrischen Verbunds.

Kooperation und verbindliche Kommunikation werden systematisch angestrebt, oft sind 
sie im Alltag verbesserungswürdig.

Sektorenübergreifende Hilfen bedeuten im GPV zugleich auch 
sozialgesetzbuchübergreifende Hilfen.



Vernetzung und Versorgungssicherheit 
Empfehlungen aus den beiden 

Psychiatriedialogen
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1. Dialogforum – Krisenhilfen

Zielsetzung/Handlungsbedarf

▪ Sicherstellung ambulanter, niedrigschwelliger Hilfen bei psychischen Krisen und 

schneller Zugang zu psychiatrisch/psychotherapeutischen Leistungen 

flächendeckend und zu jeder Zeit

▪  § 11 SGB V wird eingefügt:

 5. Der medizinischen Notfallrettung einschließlich der psychiatrischen Krisenhilfe

▪  Mischfinanzierung Krankenkasse, Kommune/Land, Eingliederungshilfe

▪  kooperative Krisenhilfe und Beteiligung von Peers ermöglichen

▪  Einbindung in Notfallreform

Maßnahmen
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4. Dialogforum - Kooperationsgebot

Zielsetzung/Handlungsbedarf 

▪ Vernetzung aller im Einzelfall erforderlichen Hilfen

▪ Gemeindepsychiatrische Verbünde ermöglichen durch die Berücksichtigung lokaler 
bzw. regionaler Gegebenheiten passgenauere Hilfen für die psychisch Erkrankten

Maßnahmen

§ 2 Abs 1 an S. 1 SGB V wird angefügt:

„… Die Leistungen werden untereinander und bei Bedarf mit Leistungen nach anderen 

Sozialgesetzbüchern koordiniert.“ 

Einfügung eines §135 d „Gemeindepsychiatrische Verbünde“

„Die Krankenkassen fördern die Bildung von regionalen Gemeindepsychiatrischen 
Verbünden 
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Fortführung -  4. Dialogforum – Übergreifende Handlungsbedarfe

Handlungsempfehlung 14

Gemeinsame Verantwortung und Sicherstellung der Hilfen (Teilhabeleistungen) in der Region 

Stichworte: Sicherstellungverantwortung der Leistungsträger m SGB IX stärken! Integrierte regionale 

Planung der Rehabilitationsleistungen im Gesamten in Verbindung mit Planung nach dem SGB V (wie 

bei med. Reha), auch hier Verweis auf regionale Arbeitsgemeinschaften

Dazu im SGB IX in mehreren §§ die Leistungsträger zur Sicherstellungsverantwortung verpflichten und 

darüber eine Berichtspflicht der Bundesregierung verankern.

Ergänzend dazu in den Landesrahmenverträgen Methoden der Sicherstellung verankern, die Länder 

zur Aufsicht darüber verpflichen und in den Verträgen mit den Leistungserbringern entsprechende 

Anreize schaffen.

Die Sozialleistungsträger sollen mit den Kommunen (Öffentlicher Gesundheitsdient und 

Sozialpsychiatrische Dienste) zusammenarbeiten und gemeinsam die Versorgung sicherstellen 

(SGB I)



 

Ergebnisse erster Psychiatriedialog:

 https://www.psychiatriedialog.de/startseite/ 

Ergebnisse Fortführung:

https://www.apk-ev.de/projekte/psychiatriedialog-fortfuehrung

 

 

https://www.psychiatriedialog.de/startseite/
https://www.apk-ev.de/projekte/psychiatriedialog-fortfuehrung
https://www.apk-ev.de/projekte/psychiatriedialog-fortfuehrung
https://www.apk-ev.de/projekte/psychiatriedialog-fortfuehrung
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https://www.apk-ev.de/projekte/psychiatriedialog-fortfuehrung
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Weitere Aspekte

Landesgremiums nach § 90a SGB V stärken?

Verhältnis von Krankenhausplanung und Bedarfsplanung



Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit
und

gute Beratungen in den Workshops!
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